
von Christian Tomuschat

Der Krieg gegen Irak hat nicht
nur die Überlegenheit der
amerikanischen Militärtech-

nologie gezeigt, sondern auch die
Grundfesten der bisher geltenden
Völkerrechtsordnung erschüttert. In
der Charta der Vereinten Nationen,
der Verfassung der internationalen
Gemeinschaft, heißt es sogleich in der
wegweisenden Bestimmung des Art.2
Abs. 1, dass die Weltorganisation auf
dem Grundsatz der souveränen
Gleichheit aller ihrer Mitglieder beru-
he. Diese Grundnorm wird in dersel-
ben Bestimmung durch zwei weitere
Regeln abgesichert. Alle internatio-
nalen Streitigkeiten sind friedlich bei-
zulegen (Art. 2 Abs. 3), und folge-
richtig statuiert die UN-Charta ein
umfassendes Gewaltverbot (Art. 2
Abs. 4), ohne das die Selbstbestim-
mungsmacht der kleinen Nationen
nur eine substanzlose juristische Fik-
tion wäre. Plötzlich scheint dies alles
nicht mehr zu gelten. Der Feldzug
gegen Irak ist von den Vereinigten
Staaten und Großbritannien ohne Le-
gitimierung durch das UN-System ge-
führt worden.

Für manche Beobachter ist damit
ein neues Zeitalter angebrochen: das
der amerikanischen Hegemonie. In
seinem großen Werk „Epochen der

Völkerrechtsgeschichte“1 hat Wilhelm
G. Grewe, Diplomat und Völker-
rechtsjurist, die Neuzeit nach Ab-
schnitten eingeteilt, in denen jeweils
eine westliche Macht einen bestim-
menden Einfluss ausübte. Ein „spa-
nisches Zeitalter“ setzt er mit der Epo-
che von der Entdeckung Amerikas bis
zum Westfälischen Frieden an
(1492–1648), diesem lässt er ein eben-
falls rund anderthalb Jahrhunderte
dauerndes „französisches Zeitalter“
folgen, das mit dem Wiener Kongress
von 1815 enden soll, und eine Domi-
nanz Großbritanniens erkennt er mit
der Charakterisierung der Jahre von
1815 bis 1919 als „englisches Zeitalter“
an. Für das 20. Jahrhundert ab den Pa-
riser Vorortverträgen tut sich Grewe
schwerer mit einer Zuordnung.

Für die Jahre seit dem Ende des
Zweiten Weltkriegs spricht er von
einem „bipolaren Weltsystem der Su-
permächte“ und stellt – in den acht-
ziger Jahren – fest, dass aus jenem
Krieg kein amerikanisches Jahrhun-
dert hervorgegangen sei. Nach dem
Niedergang der Sowjetunion kann
heute nicht mehr von einer bipolaren
Welt gesprochen werden. Faktisch ge-
sehen sind die USA nun die Welt-
macht Nummer eins und nicht mehr
nur „second to none“ – obwohl diese
Einschätzung keineswegs mit Unver-
wundbarkeit gleichzusetzen ist. Die
Ereignisse des 11. Septembers 2001
haben gezeigt, dass die USA auch auf
eigenem Boden angegriffen werden
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können, und die hochgradige Abhän-
gigkeit von Rohölzufuhren aus dem
Ausland stellt die Vormachtposition
unter einen strukturellen Vorbehalt.

Gewaltverbot

Vielleicht wäre die Schlussfolge-
rung, dass sich das neue Koor-

dinatensystem der faktischen Macht-
verhältnisse auch in die rechtliche Di-
mension hinein verlängern werde, als
voreilig zu bewerten, wenn sich die
bewaffnete Intervention der anglo-
amerikanischen Koalition in Irak in
den Bahnen des geltenden Rechtes be-
wegt hätte. Gewaltverbot bedeutet ja
nicht völlige Gewaltlosigkeit, sondern
nur ein Verbot der illegitimen Gewalt.
Jeder Staat hat nach Art.51 der Charta
der Vereinten Nationen das Recht der
Selbstverteidigung, und auch der Si-
cherheitsrat kann eine Ermächtigung
zum Einsatz militärischer Zwangs-
gewalt erteilen; in der Kosovo-Krise
ist es überdies angesichts von Völker-
mord und Massenvertreibung zu
einer Wiederbelebung der nur durch
eine Güterabwägung zu rechtfer-
tigenden humanitären Intervention
gekommen.

In der Tat haben sich die USA wie
auch Großbritannien auf die beiden
von der UN-Charta ausdrücklich ge-
regelten Ausnahmetatbestände beru-
fen. Freilich erscheint diesbezüglich
Skepsis angebracht. Aufschlussreich
ist allein schon die Tatsache, dass die
beiden Verbündeten jetzt selbst in
ihren offiziellen Stellungnahmen un-
terschiedliche Argumentationslinien
verfolgen,ganz abgesehen von den ar-

gumentativen Wechselbädern, denen
der Beobachter der amerikanischen
Szenerie zuvor ausgesetzt war.

In ihrem Schreiben vom 21. März
2003 an den Präsidenten des Sicher-
heitsrats, mit dem offiziell der Beginn
der Feindseligkeiten mitgeteilt wird,
begründen die USA ihr Vorgehen u.a.
mit der Notwendigkeit, angesichts der
in Irak vorhandenen Massenvernich-
tungswaffen „die Vereinigten Staaten
und die internationale Gemeinschaft
gegen die vom Irak ausgehende Be-
drohung zu verteidigen und den Welt-
frieden und die internationale Sicher-
heit in der Region wiederherzustel-
len“. Dies ist eine, wenn nicht ganz ex-
plizite, so doch erkennbare Berufung
auf ein Recht der Selbstverteidigung.

Mit den anerkannten Regeln über
den Inhalt des Rechtes der Selbstver-
teidigung hat dies alles jedoch nicht
viel zu tun.Die UN-Charta macht den
Waffeneinsatz zu Verteidigungszwe-
cken bewusst davon abhängig,dass ein
bewaffneter Angriff tatsächlich statt-
gefunden hat. Man darf zwar an die-
sem Wortlaut nicht sklavisch haften.
In der völkerrechtlichen Literatur ist
auf Grund der internationalen Praxis
weithin unbestritten,dass es Extremsi-
tuationen geben kann, wo einem Staat
angesichts der Aufrüstung eines Nach-
barn für einen bewaffneten Überfall
nicht länger zugemutet werden kann,
still abzuwarten, bis der potenzielle
Aggressor seinen Angriffsplan tatsäch-
lich verwirklicht. Israel befand sich im
Jahre 1967 vor dem Sechstagekrieg in
einer solchen Situation. Demgemäß
stellt auch die Aggressionsdefinition
der Generalversammlung2 ausdrück-
lich fest (Art. 2), dass der erste Schuss
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lediglich einen Beweis des ersten An-
scheins liefere.

Von einer solchen unmittelbar dro-
henden Gefahr konnte im Falle Iraks
nicht die Rede sein. Ein vielköpfiges
Inspektionsteam der UN befand sich
im Lande. Alle in Betracht kommen-
den Einrichtungen konnten ohne Be-
hinderung durchsucht werden. Irak
war es gar nicht möglich, irgendwelche
Vorbereitungen für einen Angriffs-
krieg zu treffen. Die Schlagkraft seiner
Armee war seit der Niederlage im Jahr
1991 entscheidend geschwächt und
hatte vor allem angesichts der durch
die internationale Gemeinschaft ver-
hängten Embargomaßnahmen nicht
auf das frühere Niveau zurückgeführt
werden können. Die Existenz von
Massenvernichtungswaffen wurde le-
diglich vermutet; wenn Irak über-
haupt einzelne Bestände solcher Waf-
fen zu seiner Verfügung hatte, so
waren sie, was sich nach dem Ende des
Krieges mit guten Gründen vermuten
lässt, jedenfalls nicht in einsatzfähiger
Form vorhanden.

Wenn selbst der eher vage Ver-
dacht, dass ein Land eines Tages zu
einer konkreten Gefahr für den Welt-
frieden werden könnte,eine Rechtfer-
tigung für bewaffnetes Vorgehen zum
Zwecke der „Selbstverteidigung“ lie-
fern soll, findet sich der Weltfrieden
ernsthaft bedroht. Kein Land wird
sich noch darauf verlassen können,
dass es vor Angriffen von außen je-
denfalls im Rechtssinne dann ge-
schützt ist, wenn es sich rechtstreu
verhält. Im Kalten Krieg standen sich
die USA und die Sowjetunion bis an
die Zähne bewaffnet gegenüber. In
den Generalstäben beider Seiten wur-

den ständig Angriffsszenarien durch-
gespielt.Wie sie in ihrer neuen „Natio-
nalen Sicherheitsstrategie“ vom 17.
September 2002 ausdrücklich ver-
lautbart haben, würden die USA
heute in einer Situation, wo ihre mili-
tärische Überlegenheit ernsthaft be-
droht erscheint, vor einem Präventiv-
schlag nicht zurückschrecken. Offen-
bar bewusst vermeidet es jenes Doku-
ment, auch nur mit einem Wort das
System der Vereinten Nationen mit
dem Sicherheitsrat zu erwähnen. Das
Vorgehen gegen Irak darf also keines-
wegs als eine einmalige Erscheinung
gewertet werden.Im Gegenteil stellt es
die folgerichtige Umsetzung einer
neuen Richtung der amerikanischen
Politik dar.

Auch die von den USA an erster
Stelle genannte und von Großbritan-
nien ausschließlich verwendete Argu-
mentation, eine Rechtfertigung lasse
sich aus den bisher vom Sicherheitsrat
erlassenen Resolutionen herauslesen,
erweist sich bei genauerer Analyse als
wenig tragfähig. Die berühmte Reso-
lution 678 aus dem Jahre 1990,mit der
die Ermächtigung erteilt wurde, „alle
notwendigen Mittel“ zur Befreiung
Kuwaits und zur Wiederherstellung
des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit in der Region ein-
zusetzen, ist im Hinblick auf den
Adressatenkreis genau bestimmt: sie
richtet sich an die um das Aggressi-
onsopfer Kuwait gescharte Koalition.

Im Übrigen war sie durch die Waf-
fenstillstandsresolution 687 von 1991
überholt, die vom Sicherheitsrat nie
widerrufen worden ist. Es trifft zu,
dass Irak ganz offensichtlich seine Ab-
rüstungsverpflichtungen nicht in der
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gebotenen Weise erfüllt hatte.Dies hat
der Sicherheitsrat in seiner Resoluti-
on 1441 vom 8. November 2002 zu
Recht ausdrücklich festgestellt. Aber
gerade diese Resolution, die nach lan-
gen und schwierigen Verhandlungen
zustande gekommen ist, enthält in
ihrem Text keine Ermächtigung zur
Gewaltanwendung. Irak wird in Ab-
satz 2 eine „letzte Chance“ einge-
räumt, seinen Verpflichtungen nach-
zukommen, und in Absatz 13 ist von
„ernsthaften Konsequenzen“ die
Rede, falls das Land weiterhin diese
Verpflichtungen verletzt. Aber gerade
über diese „ernsthaften Konsequen-
zen“ hätte der Sicherheitsrat in einer
neuen Resolution Beschluss fassen
müssen. Ihm ist die Hauptverantwor-
tung für den Weltfrieden und die in-
ternationale Sicherheit aufgetragen,
und diese Verantwortung muss er
schon aus Gründen der Rechtsklar-
heit deutlich und unmissverständlich
wahrnehmen.

Bei Anwendung lauterer Interpre-
tationsmethoden kann nichts in die
Resolution 1441 hineingelesen wer-
den,was sie gerade nicht sagt.Bekannt
ist aus der Entstehungsgeschichte,
dass die USA über Wochen hinweg
versuchten, Konsens für eine Klausel
zu erreichen,derzufolge jedes der fünf
ständigen Sicherheitsratsmitglieder
befugt gewesen wäre, im Falle weiterer
irakischer Pflichtverletzungen einsei-
tig Gewalt anzuwenden. Dies gelang
ihnen indes nicht – verständlicher-
weise, da ja nach der Gesamtanlage
der UN-Charta der Sicherheitsrat –
und nicht einzelne seiner Mitglieder –
über Fragen von Krieg und Frieden zu
entscheiden hat. Auch haben im Zu-

sammenhang mit der Verabschiedung
der Resolution 1441 China, Frank-
reich und Russland, also die drei „un-
willigen“ ständigen Mitglieder des
Rates, in einer Note erklärt, dass in
dem verabschiedeten Text eine Er-
mächtigung zur Gewaltanwendung
nicht gesehen werden dürfe.

Völkerrecht und Krieg

An der Völkerrechtswidrigkeit des
von der westlichen Allianz unter

Führung der USA geführten Feldzugs
gegen Irak lässt sich also wenig deu-
teln. Die angemaßte Befugnis zur ein-
seitigen Entscheidung über Krieg und
Frieden fügt sich in eine ganze Reihe
weiterer Entscheidungen namentlich
der Regierung von George W. Bush
ein, aus dem internationalen Koope-
rationsverbund auszuscheiden und
das außenpolitische Handeln nach ei-
genem Gutdünken zu gestalten.

Am meisten Aufsehen hat in der
Öffentlichkeit die Weigerung erregt,
das am 1. Juli 2002 in Kraft getretene
Römische Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs mitzutragen. Nicht
nur hat die Bush-Regierung die von
Präsident Bill Clinton am letzten Tag
seiner Amtszeit geleistete – noch un-
verbindliche – Unterschrift im Mai
2002 wieder zurückgezogen, sondern
sich geradezu in einen Rausch des
Kampfes gegen diese Institution hi-
neingesteigert: der Kongress ver-
abschiedete auf ihr Drängen das Ge-
setz zum Schutz amerikanischer
Streitkräfte,3 das den Vertragsparteien
des Statuts Sanktionen androht und
wegen seiner den amerikanischen
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Streitkräften erteilten Ermächtigung,
zur Befreiung angeklagter amerikani-
scher Staatsangehöriger gegebenen-
falls auch Gewalt anzuwenden, sar-
kastisch als „Hague Invasion Act“ be-
zeichnet worden ist.Gegenwärtig ver-
handeln die USA mit einer Vielzahl
von Staaten über den Abschluss bila-
teraler Abkommen, mit denen die ge-
genseitige Verpflichtung begründet
werden soll, niemanden dem Straf-
gerichtshof zu überstellen. Im Sicher-
heitsrat haben sie mit der Drohung,
die Genehmigung neuer Blauhelm-
einsätze zu blockieren, im Juli 2002
einen förmlichen Beschluss durchset-
zen können, der alle Angehörigen
einer UN-Operation aus Nichtmit-
gliedstaaten des Statuts jedenfalls für
die Dauer eines Jahres von der Ge-
richtsbarkeit des Gerichtshofs aus-
nimmt.4 Allgemein bekannt ist ferner
die Weigerung, sich dem Kyoto-Pro-
tokoll zur Reduzierung der Treib-
hausgase aus dem Jahr 1997 anzu-
schließen oder das Übereinkommen
über das Verbot von Antipersonenmi-
nen5 zu akzeptieren.

Vielleicht noch beängstigender
sind die Defizite und Rechtsverstöße
auf dem Gebiet der Menschenrechte.
Die USA haben zwar nach langem Zö-
gern 1992 den Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rech-
te ratifiziert, aber sogleich festgelegt,
dass dieser innerstaatlich nicht zur
Anwendung kommt. Kein Bürger der
USA kann sich also in einem inner-
staatlichen Verfahren auf den Pakt be-
rufen. Dies beeinträchtigt zwar nicht
die völkerrechtliche Bindung, bedeu-
tet aber in der Praxis eine Marginali-
sierung fast bis zur Bedeutungslosig-

keit. Dies haben nicht zuletzt die auf
dem amerikanischen Militärstütz-
punkt Guantánamo gefangen gehal-
tenen Taliban-Kämpfer zu spüren be-
kommen, denen unter Missachtung
der Gewährleistungen des Paktes wie
auch der Dritten Genfer Konvention
über die Behandlung von Kriegs-
gefangenen6 jeglicher gerichtliche
Rechtsschutz vorenthalten wird.

Auf einer ähnlichen Linie liegt es,
wenn die USA in den Vereinten Na-
tionen gegen die Annahme eines Zu-
satzprotokolls zur Antifolterkonven-
tion aus dem Jahr 1984 kämpfen.Die-
ses Protokoll sieht die Einführung
eines Kontrollsystems vor, wonach
von einem besonderen Expertenaus-
schuss jegliche Institution besichtigt
werden darf, wo Menschen gegen
ihren Willen festgehalten werden. Bei
der Schlussabstimmung in der Gene-
ralversammlung am 18. Dezember
2002 befanden die USA sich schließ-
lich mit ihrem Nein allein in der Ge-
sellschaft Nigerias, der Marshall-In-
seln und Palaus.

Erinnert werden darf auch an die
Vorgänge im Fall LaGrand. Die beiden
Brüder, Karl und Walter LaGrand, in
den USA aufgewachsene deutsche
Staatsangehörige, waren dort wegen
einer Reihe schwerwiegender Verbre-
chen zum Tode verurteilt worden.Der
Verfahrensmangel bestand darin,dass
die deutschen Konsularbehörden ent-
gegen dem Wiener Konsularüberein-
kommen nicht rechtzeitig benach-
richtigt worden waren und demzufol-
ge keine Rechtshilfe leisten konnten.
Eine einstweilige Anordnung, die der
Internationale Gerichtshof (IGH) in
letzter Minute am 3.März 1999 erließ,

A N A L Y S E N

5/2003 I N T E R N AT I O N A L E  P O L I T I K 43



wurde von der Gouverneurin des
Staates Arizona, Jane Hull, in einer
Mischung aus Ignoranz und Arroganz
missachtet; aber auch der Supreme
Court, der mit der Sache befasst war,
zeigte für das Argument der völker-
rechtlichen Verpflichtung der USA
wenig Verständnis. In seinem späteren
Urteil zur Hauptsache vom 27. Juni
2001 bezeichnete der IGH die den-
noch erfolgte Hinrichtung als einen
Bruch des Völkerrechts. Durch dieses
Urteil ermutigt,hat jetzt Mexiko zahl-
reiche ähnliche Fälle vor den IGH
gebracht.

Vielleicht ist es zu früh,die vielfälti-
gen Einzelphänomene zu der all-
gemeinen Aussage zu verdichten, dass
die USA zwar einerseits zu ihren
Gunsten die Vorteile der Bindungen
des Völkerrechts für sich in Anspruch
nähmen, ihrerseits aber jegliche
rechtliche Bindung unter einen Vor-
behalt der politischen Zweckmäßig-
keit stellten – wie sie es seit langem mit
ihren Beitragszahlungen an die Ver-
einten Nationen getan haben. Eine
rechtliche Ordnung kann aus solcher
Disparität jedenfalls nicht erwachsen.
Kein Land ist in der Lage, durch ein-
seitiges Handeln die von ihm ge-
wünschten Ergebnisse in Rechtsposi-
tionen umzuformen. Das völker-
rechtliche Gewaltverbot fällt nicht al-
lein deswegen schon, weil es durch
den Krieg gegen Irak und auch schon
bei früheren Gelegenheiten (ins-
besondere: Invasion von Panama zur
Festnahme des De-facto-Staatschefs
Manuel Noriega) verletzt worden ist.
So kommt die dahingehende These
des amerikanischen Völkerrechtspro-
fessors Michael J. Glennon7 als ver-

frühte Todesanzeige daher. Wie das
Werk von Grewe belegt, hat das Völ-
kerrecht zwar in der Tat fast durch-
gängig unter dem Einfluss führender
Mächte gestanden, ist aber immer auf
den Konsens der übrigen Mitglieder
der internationalen Gemeinschaft an-
gewiesen gewesen. Es bildet ein Sys-
tem gegenseitiger Anerkennung von
Rechten und Pflichten und nicht ein-
seitiger Machtansprüche. Dadurch
gewinnt es seine Verlässlichkeit und
seinen Nutzen für die internationale
Gemeinschaft als Werkzeug für die
Gestaltung der internationalen Bezie-
hungen. Ergebnisse bloßer Macht-
politik hingegen werden aufgekün-
digt, sobald sich die Machtlage ver-
schiebt.

Neue Regeln?

Mit der bloßen Feststellung eines
negativen Befunds kann es freilich
nicht sein Bewenden haben. Die Frage
ist zu stellen,ob es nicht angesichts der
angeblich „neuen“ Gefahren auch
neuer, besserer Regeln bedarf. Neu
sind nicht die durch die Art der Waf-
fen gegebenen Bedrohungen. Che-
mische Waffen wurden – von deut-
scher Seite zuerst – schon im Ersten
Weltkrieg eingesetzt,und das Chemie-
waffen-Übereinkommen von 1993
mit seinem Verbot der Herstellung,
Lagerung und des Einsatzes von Che-
miewaffen hat nach wie vor zahlreiche
Lücken im Kreis der Vertragstaaten.
Unter dem Schatten eines Atompilzes
lebt die Welt seit dem Jahr 1945, und
dem Übereinkommen über das Verbot
biologischer Waffen von 1972 fehlt ein
effektives Inspektionssystem. Nicht

44 I N T E R N AT I O N A L E  P O L I T I K 5/2003

A N A L Y S E N



zuletzt die USA und Russland stehen
in dem Verdacht, nach wie vor Pro-
gramme zur Erforschung biologischer
Kampfstoffe voranzutreiben. Neu ist
lediglich die nach dem 11. September
2001 zum Allgemeingut gewordene
Einsicht, dass solche Waffen auch in
die Hände terroristischer Gruppen ge-
raten können, die auf dem Boden von
„Schurkenstaaten“ oder von „geschei-
terten oder scheiternden Staaten“ eine
Planungszentrale und Operations-
basis gefunden haben. Es steht außer
Zweifel, dass gerade zerfallende oder
gescheiterte Staaten sich als ideales
Rückzugsgebiet für solche Gruppen
eignen. 1945 gab man sich der nicht
unbegründeten Hoffnung hin, dass
nach dem Ende des Kolonialregimes
der gesamte Erdball von souveränen
Staaten besetzt sein würde, die jeweils
innerhalb ihres eigenen Gebiets für die
Einhaltung von Rechtsstaatlichkeit
und öffentlicher Ordnung sorgen
würden.Diese Hoffnung ist zerstoben.
Man weiß spätestens jetzt, am Beginn
des 21.Jahrhunderts,dass mit der Nie-
derringung des Dritten Reiches das
Böse in der Welt nicht endgültig be-
siegt worden ist.

Der von der Regierung Bush ver-
fochtenen These von der Notwendig-
keit einseitigen Handelns zur Be-
kämpfung solcher Gefahrenlagen
steht die in der UN-Charta zu Rechts-
normen verdichtete These gegenüber,
dass dies Aufgabe des Sicherheitsrats
sei.Die Charta versucht,das Recht der
Selbstverteidigung zurückzudrängen,
indem sie grundsätzlich den einzelnen
Staat anhält, seine militärischen Ver-
teidigungsmittel erst dann einzuset-
zen, wenn er tatsächlich das Opfer be-

waffneter Gewalt geworden ist. Dem
Sicherheitsrat hat die Charta hingegen
eine präventive Funktion zugedacht.
Ihm obliegt es nach Art. 39, auch
schon bloßen Bedrohungen des Frie-
dens entgegenzutreten.

Die vorbeugende Bekämpfung von
Gefahren soll Sache der gesamten in-
ternationalen Gemeinschaft sein, für
die der Sicherheitsrat als das berufene
Organ handelt. Es fehlt also nicht an
einem geeigneten Verfahren, und es
lässt sich auch keineswegs behaupten,
dass es den Verfassern der UN-Charta
an vorausschauender Vorstellungs-
kraft gemangelt hätte. Wenn also De-
fizite behauptet werden, so muss in
erster Linie der Blick auf den Sicher-
heitsrat gerichtet werden. Seit dem
großen Umbruch des Jahres 1990 hat
der Rat an Statur gewonnen.Vor allem
nach dem Überfall Iraks auf Kuwait
hat er seine Handlungsfähigkeit unter
Beweis gestellt. Fast blitzartig ist es
ihm auch gelungen, nach dem Ende
der NATO-Angriffe gegen Jugosla-
wien eine Statusregelung für Kosovo
zu schaffen.8 Dennoch muss die Frage
gestellt werden, ob seine Zusammen-
setzung und sein Verfahren noch den
Anforderungen der Gegenwart ent-
sprechen.

Reformdebatte

Die Debatte über die Reform des
Sicherheitsrats läuft in den Ver-

einten Nationen schon seit vielen Jah-
ren.Kenner halten sie für festgefahren
und aussichtslos. Bisher hat man stets
über eine Ausweitung der Mitglieder-
zahl gesprochen, um nach dem zah-
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lenmäßigen Anwachsen der Entwick-
lungsländer eine bessere Repräsenta-
tivität zu erreichen und damit den Re-
solutionen eine bessere Akzeptanz zu
verschaffen. Nach den Schwierigkei-
ten, eine Irak-Resolution zustande zu
bringen,dürfte einstweilen eine Erhö-
hung der Mitgliederzahl jedenfalls bei
dem ständigen Mitglied USA, ohne
dessen Zustimmung eine Reform
nicht beschlossen werden kann, jed-
weden Rückhalt verloren haben. Die
Vereinigten Staaten werden nach
ihren Erfahrungen mit dem nicht-
ständigen Mitglied Deutschland im
Sicherheitsrat auch nicht mehr bereit
sein, Deutschland einen ständigen
Sitz einzuräumen. Die entscheidende
Frage mag sich genau in die umge-
kehrte Richtung entwickeln, ob näm-
lich im Interesse der Handlungsfähig-
keit des Rates die Zahl der Mitglieder
zu verkleinern ist.Zu den jetzigen fünf
ständigen Mitgliedern könnten etwa
Sprecher aus den anderen Weltregio-
nen hinzutreten.

Es liegt auf der Hand, dass auch
eine solche Option schwer – oder
möglicherweise überhaupt nicht – zu
verwirklichen wäre. Erworbene Be-
sitzstände werden niemals ohne Not
aufgegeben. Das entscheidende Hin-
dernis für eine bessere Handlungs-
fähigkeit des Rates ist vielleicht auch
nicht so sehr die Zahl seiner Mitglie-
der als vielmehr das Vetorecht der
ständigen Fünf. Wie aber sollte oder
könnte eine Neuordnung aussehen?
Lange war von der Umwandlung der
Sitze Frankreichs und Großbritan-
niens in einen Sitz der Europäischen
Union die Rede. Der Weg dahin –
immer nur ein theoretisches Kons-

trukt – ist jetzt auf unabsehbare Zeit
versperrt. China und Russland ande-
rerseits sind Mächte, deren Vetorecht
politisch gesehen als unverrückbar
gelten muss. Unter keinen Umstän-
den würden die beiden Länder die von
ihnen gehaltene Rechtsstellung auf-
geben. Rechtspolitisch betrachtet
wäre es auch wenig sinnvoll, ihnen ein
Vetorecht zu versagen, da sie beide
nach wie vor Machtblöcke in der
Weltpolitik darstellen, an denen nicht
vorbeizukommen ist. Entscheidun-
gen des Sicherheitsrats müssen Ent-
scheidungen der internationalen Ge-
meinschaft sein, da sie nur so über die
notwendige Legitimität verfügen und
damit auch die Eignung gewinnen,
ohne Gewaltanwendung befolgt zu
werden.

Es ist verständlich, dass die USA
Einwände und Widersprüche der an-
deren ständigen Mitglieder als stö-
rend und hinderlich empfinden.Aber
es stellt ein grundlegendes Missver-
ständnis dar, wenn etwa Präsident
Bush mehrfach äußerte, der Sicher-
heitsrat müsse die ihm vorliegenden
amerikanischen Vorschläge anneh-
men, falls er sich nicht selbst „irrele-
vant“ machen wolle. Jeder kollektiven
Entscheidung geht ein komplexer
Willensbildungsprozess voraus, und
alle Parteien müssen bereit sein, den
Argumenten der Gegenseite zumin-
dest Gehör zu schenken und gegebe-
nenfalls auch Abstriche von der eige-
nen Position zu machen.So sollten die
Erfahrungen der vergangenen Mona-
te allgemein zu der Einsicht führen,
dass die Mitgliedschaft im Rat mit
einer institutionellen Verantwortlich-
keit gegenüber der internationalen
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Gemeinschaft einhergeht. Jedes Mit-
glied im Rat, sowohl die ständigen wie
die nichtständigen Mitglieder, muss
sich offen halten für Einsichten und
Erkenntnisse, die in dem Verhand-
lungsprozess über eine Krisenlage
schrittweise gewonnen werden. Ulti-
maten und Vorfestlegungen sind
grundsätzlich mit jener institutionel-
len Verantwortlichkeit unvereinbar.

Nach dem Wunschbild der uni-
polaren Welt, wie es von den USA ver-
folgt wird,würden jedenfalls in Sachen
Krieg und Frieden die einzigen von
Rechts wegen bestehenden Kontrollen
die internen demokratischen Verfah-
ren des Staatswesens USA bilden. Es
liegt auf der Hand, dass sich die inter-
nationale Gemeinschaft damit nicht
zufrieden geben kann. So eindrucks-
voll die Bilanz der USA teilweise auch
auf außenpolitischem Gebiet aus-
sehen mag – die Befreiung Europas
von der Nazidiktatur wird niemals
vergessen –, so düster sind doch ande-
rerseits auch die Schatten, die die Zeit
des Kalten Krieges auf das Renommee
der Weltmacht geworfen hat. Um den
befürchteten Vormarsch des Kom-
munismus aufzuhalten, wurde vor
allem in Lateinamerika bedenkenlos
jede militärische Gewaltherrschaft un-

terstützt. Als Sendboten und Verfech-
ter der Demokratie werden die USA
deswegen kaum irgendwo in der Welt
akzeptiert.So wird es keine neue hege-
moniale Weltordnung geben,allenfalls
einen hegemonialen Machtzustand.

Die USA sollten sich der Tatsache
bewusst werden, dass sie letztlich sehr
viel effektiver im Rahmen und im
Einklang mit den Verfahren der inter-
nationalen Gemeinschaft zu handeln
vermögen als im Alleingang.Über den
Sicherheitsrat können sie in der ge-
genwärtigen Weltlage fast alles errei-
chen, was ihnen an legitimen poli-
tischen Zielen vorschwebt. „Soft
power“ ist wirkungsvoller als „hard
power“. Der Rückfall in die Verhal-
tensmuster des Unilateralismus er-
scheint eher als Reaktion einer altern-
den Großmacht, die ihre Stellung in
der Welt bedroht sieht und dabei
übersieht, welche Kräfte mit den Ver-
fahren des Multilateralismus aktiviert
werden können.Auf der anderen Seite
braucht auch die internationale Ge-
meinschaft die aktive Mitarbeit der
USA. Beide sind aufeinander ange-
wiesen.Die Politik der Europäer sollte
gezielt darauf hinarbeiten, dass diese
elementare Einsicht von beiden Seiten
verstanden wird.
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